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Datenschutzhinweise nach Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutz-Grundverord-

nung (DSGVO) im Zusammenhang mit Auskünften und der Datenerhebung durch 

das Stadtjugendamt Schweinfurt 

Aufgabe: Berechnung und Gewährung von Unterhaltsvorschussleistungen 

 

1. Wer ist für die Datenerhebung verantwortlich? 

Zuständig für den Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes im übertragenen Wirkungskreis sind          

die Jugendämter der kreisfreien Städte und Landkreise (Art. 62 des Gesetzes zur Ausführung der          

Sozialgesetze).  

Verantwortlich für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten bei der Durchführung des UVG 

(ohne Regressverfahren nach § 7) ist die 

Stadt Schweinfurt 

Der Oberbürgermeister 

Markt 1, 97421 Schweinfurt 

Telefon: 09721 51 -0 

E-Mail: stadt@schweinfurt.de 

Verarbeitende Stelle innerhalb der Stadt Schweinfurt ist: 

Stadtjugendamt Schweinfurt  

Unterhaltsvorschussstelle 

Markt1 

97421 Schweinfurt 

 

In Regressverfahren nach § 7 UVG ist als allgemeine Vertretungsbehörde für den Freistaat               

Bayern das Landesamt für Finanzen zuständig (§ 2 Absatz 8 der Verordnung über die gerichtliche 

Vertretung des Freistaates Bayern).  

Verantwortlich für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten in Regressverfahren nach                

§ 7 UVG ist das Landesamt für Finanzen. 

Das Landesamt für Finanzen können Sie unter folgenden Kontaktdaten erreichen: 

Landesamt für Finanzen 

- Zentralabteilung - 

Rosenbachpalais 

Residenzplatz 3 

97070 Würzburg 

Telefon: 0931 4504 6770 

E-Mail: datenschutzanfrage@lff.bayern.de 
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2. Wer ist der zuständige Datenschutzbeauftragte? 

Für den Bereich Durchführung des UVG (ohne Regressverfahren nach § 7 UVG): 

Den zuständigen Datenschutzbeauftragten / die zuständige Datenschutzbeauftragte erreichen Sie     

unter folgenden Kontaktdaten:  

Stadt Schweinfurt 

Behördlicher Datenschutzbeauftragter 

Markt 1, 97421 Schweinfurt 

Telefon: 09721 51 2643 

E-Mail: datenschutz@schweinfurt.de 

 

Für den Bereich Regressverfahren nach § 7 UVG: 

Den zuständigen Datenschutzbeauftragten / die zuständige Datenschutzbeauftragte im Landesamt       

für Finanzen erreichen Sie unter der Postanschrift: Residenzplatz 3, 97070 Würzburg oder unter            

folgender E-Mail-Adresse: datenschutzbearuftragter@lff.bayern.de. Weitere Informationen rund            

um das Thema Datenschutz sowie die Kommunikation über eine gesicherte Verbindung erhalten           

Sie unter folgender E-Mail-Adresse: http://lff.bayern.de/datenschutz.aspx.  
 

 

3. Wofür werden Ihre Daten erhoben und verarbeitet? Was ist die Rechtsgrundlage? 

Ihre personenbezogenen Daten werden erhoben und verarbeitet zur Aufgabenerledigung nach            

dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG). 

Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 4 BayDSG, Art. 6 Absatz 1 lit. c), Absatz 3 DSGVO in            

Verbindung mit §§ 68 Nr. 14, 60 Absatz 1 Satz 1, 2 SGB I, § 67 Abs. 2 S. 1, § 67a ff. SGB X, § 1, § 2, 

§ 4-7 UVG verarbeitet. 

Die Unterhaltsvorschussstelle ist zur wirtschaftlichen Erbringung von Geldleistungen verpflichtet. Dies 

sind insbesondere die Gewährung von Unterhaltsvorschuss und die entsprechende Beratung. Dar-

über hinaus werden personenbezogene Daten auch bei der Durchsetzung des auf das Land (Freistaat 

Bayern) übergegangenen Unterhaltsanspruchs gegen den Elternteil, bei dem das Kind nicht lebt, so-

wie ggf. zur Bearbeitung von Erstattungsansprüchen anderer Sozialleistungsträger verarbeitet und 

ggf. zu Prüfzwecken durch fachaufsichtliche Behörden. 
 

 

4. Wo erheben wir Ihre Daten? 

Ihre Daten erheben wir grundsätzlich von Ihnen selbst. Die Unterhaltsvorschussstelle kann zum      

Zwecke ihrer gesetzlichen Aufgabenerledigung nach dem Unterhaltsvorschussgesetz gem. Art 6 Abs. 

1 lit c), Abs. 3 DSGVO i.V.m. §§ 67 a ff. SGB X, § 6 Abs. 2,5 und 6 UVG unter den gesetzlichen 

Voraussetzungen personenbezogene Daten auch bei anderen öffentlichen und nicht öffentlichen Stel-

len oder Personen erheben, z.B.:  

Andere Sozialleistungsträger (z.B. Deutsche Rentenversicherung, Krankenversicherung, Jobcenter, 

Bundesagentur für Arbeit), Finanzämter, Gerichte, andere Dritte wie z.B. kommunale Ämter, Bundes-

zentralamt für Steuern, Bundesamt für Finanzen, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Auslän-

derbehörden, bei anderen Elternteilen, Arbeitgeber, Ausbildungsbetriebe, Versicherungsunterneh-

men, Maßnahme- und Bildungsträger. Darüber hinaus können personenbezogene Daten auch aus 
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öffentlichen Quellen bezogen werden wie z.B. Internet, Melderegister, Handelsregister, Grundbuch-

ämter usw. 

 

 

5. Welche Daten werden erhoben und verarbeitet? 

Wir verarbeiten soweit im Einzelfall zur Aufgabenerfüllung erforderlich folgende personenbezogene    

Daten von Ihnen: 

a) Stammdaten inkl. Kontaktdaten: Aktenzeichen, Name und Vorname des berechtigten Kindes 

und beider Elternteile, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, Telefonnummer, Email-         

Adresse, Familienstand, Kindschaftsverhältnis, Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsstatus, Renten-

/Sozialversicherungsnummer, Bankverbindung 

b) Daten zur Leistungsgewährung und zum Rückgriff: Einkommensnachweise, Vermögensnach-

weise, Leistungszeitraum, -höhe, -art, Angaben zu Unterbringung und zu Betreuungszeiten des 

Kindes, Daten zu Unterhaltsansprüche/ Regressansprüchen, Daten zur Krankenversicherung, 

Rentenversicherung, Pflegeversicherung und Daten zur Dauer und Beendigung des Beschäfti-

gungsverhältnisses. 

 

 

6. An welche Stellen werden Ihre Daten weitergegeben? 

Ihre personenbezogenen Daten können zum Zwecke der gesetzlichen Aufgabenerfüllung der Unter-

haltsvorschussstelle an folgende Dritte übermittelt werden: 

Andere Sozialleistungsträger (z.B. Deutsche Rentenversicherung, Krankenversicherung, Jobcenter, 

Bundesagentur für Arbeit), Finanzämter, Gerichte, andere Dritte wie z.B. kommunale Ämter, Bundes-

ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Bundesministerium für Arbeit und Soziales,     

Bundesministerium des Innern, Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz, Bundeszentral-

amt für Steuern, Bundesamt für Finanzen, Bundesrechnungshof, Landesrechnungshof, Bundesamt      

für Migration und Flüchtlinge, für den Bereich des Unterhaltsvorschuss zuständiges Landesministe-

rium ggf. Landesjugendamt, ggf. Landesverwaltungsamt, Insolvenzverwalter, Deutsches Institut für 

Jugendhilfe und Familienrecht e.V. (DIJuF), Ausländerbehörden, Auftragsverarbeiter (z.B. Scan-

dienstleister, IT-Dienstleister), externe Forschungsinstitute (nur bei Forschungsanträgen, die durch 

das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend genehmigt wurden), bei anderen 

Elternteilen, Arbeitgeber, Ausbildungsbetriebe, Versicherungsunternehmen. Darüber hinaus können 

personenbezogene Daten auch an öffentliche Stellen übermittelt werden wie z.B. Melderegister, Han-

delsregister, Grundbuchämter. 

 

 
7. Wie lange werden Ihre Daten bei uns gespeichert? 

Für Daten zur Inanspruchnahme von Geldleistungen nach dem UVG besteht eine Speicherfrist von       

10 Jahren nach Beendigung des Verfahrens zur Durchführung des UVG. Eine Beendigung des        

Verfahrens liegt vor, wenn keine Zahlung von Unterhaltsvorschuss mehr erfolgt und die Rückgriffs-

bearbeitung beim Elternteil, bei dem das Kind nicht lebt, abgeschlossen wurde (Grenze: Verjäh-

rung/Verwirkung. Enthalten Akten Entscheidungen über Stundung oder unbefristete Niederschlagung 

von Rückzahlungsverpflichtungen nach §§ 5 oder 7 UVG, sind diese 30 Jahre aufzubewahren.  
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8. Welche Rechte haben Sie? 

Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft über die zu 

Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO).  

Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, stehen Ihnen ein Recht auf Berich-

tigung zu (Art. 16 DSGVO). 

Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung              

der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und            

21 DSGVO). 

Wenn Sie in die Verarbeitung durch eine Erklärung eingewilligt haben können Sie die Einwilligung 

jederzeit für die Zukunft widerrufen. 

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche Stelle, ob die 

gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind.  

Im Hinblick auf mögliche Verletzungen Ihrer Freiheits- und Persönlichkeitsrechte durch die Verar-    

beitung Ihrer personenbezogenen Daten können Sie bei der zuständigen Aufsichtsbehörde, dem             

Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz Beschwerde einlegen (Art. 15 des Bayerischen 

Datenschutzgesetzes). Diese können Sie unter folgenden Kontaktdaten erreichen: 

Postanschrift: Postfach 22 12 19 in 81541 München 

Adresse:  Wagmüllerstraße 18 in 80538 München 

Tel.: 089 21 26 72-0 

E-Mail: poststelle@datenschutz-bayern.de 

Internet: https://www.datenschutz-bayern.de 
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